
E n t wu r f

Verordnung des Bundesministerin für Gesundheit und Frauen über die Kontrolle von 
Tierschutzbestimmungen (Tierschutz-Kontrollverordnung - TSchKV)

Auf Grund der §§ 35 Abs. 3 und 5 des Tierschutzgesetzes - TSchG, BGBl. I Nr. XX/2004, sowie § 4 
des Bundes-Berichtspflichtengesetzes, BGBl. I Nr. 65/2002, wird - in Bezug auf landwirtschaftliche 
Nutztiere im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft - verordnet:

Geltungsbereich

§ 1. Diese Verordnung regelt die näheren Vorschriften über die Kontrolle der tierschutzrechtlichen 
Bestimmungen sowie die Anforderungen an die fachliche Qualifikation der Kontrollorgane.

Kontrolle von Tierhaltungen

§ 2. Unbeschadet der Kontrollanforderungen des § 35 Abs. 2 und 4 des Tierschutzgesetzes - TSchG, 
BGBl. I Nr. XX/2004, sind bei Wahrnehmung von Verstößen gegen Tierschutzrechtsvorschriften bei den 
betreffenden Tierhaltern in den darauffolgenden drei Jahren Nachkontrollen durchzuführen.

Kontrolle von landwirtschaftlichen Betrieben

§ 3. (1) Die Behörde (die Bezirksverwaltungsbehörde gemäß § 33 TSchG) hat mindestens 2% der 
landwirtschaftlichen tierhaltenden Betriebe auf Grundlage eines jährlich durch das Bundesministerium für 
Gesundheit und Frauen bundesweit zu koordinierenden und vorzuschlagenden Stichprobenplanes auf die 
Einhaltung der Tierschutzrechtsvorschriften zu kontrollieren. Zusätzlich erfolgen Verdachts- und Nach-
kontrollen sowie Schwerpunktkontrollen.

(2) Tierschutzkontrollen, die im Rahmen von Qualitätsprogrammen auf Grund anderer Rechtsvor-
schriften durchgeführt werden, sind in den Stichprobenplan nicht einzurechnen.

(3) Die Auswahl der zu kontrollierenden Betriebe hat auf Grund einer Risikoanalyse zu erfolgen. 
Dabei sind insbesondere die Anzahl und Art der gehaltenen Tiere, die Produktionsweisen und Haltungs-
formen, die Teilnahme an Eigenkontrollsystemen, die Ergebnisse bereits erfolgter behördlicher und ande-
rer Kontrollen sowie sonstige von den Betrieben zur Verfügung zu stellende Informationen über die Tier-
haltung und auf Grund der Vollziehung anderer Bundesgesetze oder Landesgesetze verfügbare Informati-
onen, die Aufschluss über die Einhaltung der Tierschutzrechtsvorschriften geben können, zu berücksich-
tigen.

(4) Die Kontrollen von landwirtschaftlichen Nutztierhaltungen haben jedenfalls auch den Anforde-
rungen der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen 
der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher 
Betriebe und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) 
Nr. 1453/2001, (EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) 
Nr. 1673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001, ABl. Nr. L 270 vom 21.10.2003 S. 1, zu-
letzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 583/2004, ABl. Nr. L 91 vom 30.03.2004 S. 1, sowie der 
darauf basierenden Verordnung (EG) Nr. 796/2004 mit Durchführungsbestimmungen zur Einhaltung 
anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem, 
ABl. Nr. L 141 vom 30.4.2004 S. 18, in Bezug auf Tierschutzrechtsvorschriften zu entsprechen.



Kontrolle von bewilligungspflichtigen Tierhaltungen und Schlachtanlagen

§ 4. (1) Die Behörde hat alle gemäß § 23 TSchG bewilligten Zoos, Tierheime und Betriebsstätten, in 
denen Tiere im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit gehalten werden, sowie alle Schlachtanlagen min-
destens einmal jährlich auf die Tierschutzrechtsvorschriften zu kontrollieren.

(2) Die Behörde hat alle Zirkusse, Varietés und ähnliche Einrichtungen, die im jeweiligen Verwal-
tungsbezirk gastieren, mindestens einmal je Veranstaltungsreihe an einem der Veranstaltungsorte auf die 
Einhaltung der Tierschutzrechtsvorschriften zu kontrollieren.

(3) Die Behörde hat bei Veranstaltungen gemäß § 28 TSchG stichprobenartige Kontrollen durchzu-
führen.

§ 5. Die Einhaltung der Bestimmungen des § 32 TSchG und der gemäß § 32 Abs. 6 TSchG zu erlas-
senden Verordnung ist in Schlachtanlagen durch Organe gemäß § 4 des Fleischuntersuchungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 522/1982, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 143/2003, im Rahmen der Schlachttier- und 
Fleischuntersuchung zu kontrollieren. Die Kontrollen gemäß § 4 Abs. 1 bleiben davon unberührt.

Kontrollorgane

§ 6. (1) Zur Durchführung der Kontrollen hat sich die Behörde der Amtstierärzte oder anderer vom 
Landeshauptmann amtlich beauftragter Tierärzte als Kontrollorgane zu bedienen. Darüber hinaus kann 
sich die Behörde auch solcher vom Landeshauptmann bestellten Personen bedienen, die über eine ausrei-
chende fachliche Qualifikation gemäß Anhang 1 Punkt A verfügen.

(2) Personen gemäß Abs. 1 müssen den in Anhang 1 Punkt B vorgesehenen Lehrgang erfolgreich 
abgelegt haben. Der Kursaufbau und das notwendige Stundenausmaß sind vom Bundesminister für 
Gesundheit und Frauen nach Anhörung des Tierschutzrates in den „Amtlichen Veterinärnachrichten“ zu 
verlautbaren.

§ 7. (1) Für die Kontrollorgane gilt im Rahmen ihrer Tätigkeit die Verschwiegenheitspflicht.

(2) Die Kontrollorgane sind vom Landeshauptmann mit einem Dienstausweis auszustatten. Im 
Dienstausweis sind einzutragen:

1. der Name des Organs,
2. das Bundesland,
3. die Bezeichnung „Kontrollorgan gemäß §35 TSchG“,
4. das Datum der Ausstellung und
5. der Stempel der ausstellenden Behörde.

(3) Kontrollorgane dürfen in keinem wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhältnis zu den kontrollierten 
Tierhaltungen stehen.

Durchführung der Kontrollen

§ 8. Die Kontrollen haben nach einheitlichen Checklisten zu erfolgen, die insbesondere die im An-
hang 2 angeführten Daten enthalten und von der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen durch 
Kundma chung in den „Amtlichen Veterinärnachrichten“ festzulegen sind.

Berichtspflichten und Verwendung von Kontrollergebnissen

§ 9. (1) Die Behörde hat der Landesregierung über das Ergebnis der jährlich durchgeführten Kontrol-
len schriftlich zu berichten. Die Landesregierung hat die zusammengefassten Ergebnisse bis spätestens 
31. März des Folgejahres dem Bundesministerium für Gesundheit und Frauen gemäß den in den „Amtli-
chen Veterinärnachrichten“ verlautbarten Vorgaben vorzulegen.

(2) Das Bundesministerium für Gesundheit und Frauen hat diese Informationen als Grundlage für die 
Erstellung eines Jahresberichtes sowie für die Abfassung der erforderlichen Berichte an die Europäische 
Gemeinschaft zu verwenden.

(3) Landwirtschaftliche Tierhaltungsbetriebe haben dem Bundesministerium für Gesundheit und 
Frauen zur Ermöglichung einer Risikoanalyse die gemäß § 3 Abs. 3 erforderlichen Informationen über 
den Haltungsbetrieb zu übermitteln, sofern diese nicht von anderen Einrichtungen zur Verfügung gestellt 
werden können. Die Behörden haben dem Bundesministerium für Gesundheit und Frauen auf Aufforde-
rung hin die notwendigen Informationen zur Verfügung zu stellen.

(4) Die Ergebnisse der im Rahmen des Tierschutzgesetzes durchgeführten Kontrollen können für die 
Erfüllung anderer bundesgesetzlicher Aufgaben herangezogen werden.



In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmung

§ 10. (1) Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem In-Kraft-Treten des Tierschutzgesetzes in 
Kraft.

(2) Die Kontrollorgane gemäß § 6 müssen spätestens mit 1.1.2008 die Anforderungen des § 6 erfül-
len.


